
Zusätzlichkeit dringend erforderlich!

Allein von 2025 bis 2030 besteht bei den Verkehrsinvestitionen ein Bedarf von 

rund 250 Milliarden Euro. Durch den Haushalt 2025 sowie die Verpflichtungsermäch -

ti gun gen im Kernhaushalt und dem Sondervermögen besteht bis 2030 für mindestens

171 Milli arden Euro Planungssicherheit. Es bleibt eine Finanzierungslücke von 79 Mil -

liarden Euro. Unklar ist, in welchem Umfang Verpflichtungsermächtigungen im

Kernhaushalt tatsächlich zusätzlich zur Verfügung stehen und nicht in das Sonder-

vermögen verlagert werden. Unsere Forderung: Die Investitionsmittel aus dem

Sonderver mögen müssen zusätzlich zu den regulären Haushaltsansätzen im

Einzelplan 12 zur Verfügung stehen. Darüber hinaus muss die Bundesregierung

schnellstmöglich ihre Wahlversprechen erfüllen: verlässliche, mehrjährige und be-

darfsgerechte Finanzierungsstrukturen für die Verkehrsträger schaffen, darunter

den angekündigten Eisenbahninfrastrukturfonds. Damit erhalten wir mehr Infra-

struktur für jeden Euro. Jede Verzögerung dieser Struk turreformen birgt die Gefahr,

dass die Wirkung des Sondervermögens verpufft!
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Verkehrsinvestitionen 2025 bis 2030

Nicht alles geht mit Geld, aber ohne

Geld geht nichts!

Das Bundeskabinett hat den Entwurf zum

Bundeshaushalt 2025 zusammen mit den

Wirtschaftsplänen für das Sondervermögen

Infrastruktur und Klimaneutralität und den

Klima- und Transformationsfonds am 24. Juni

beschlossen. Damit ist Klarheit darüber ge-

schaffen, wo die Bundesregierung im kom-

menden Jahr Investitionsschwerpunkte set-

zen will. Unsere marode Infrastruktur ist zu

einer Kosten- und Wettbewerbsbelastung

für alle Nutzer geworden. Es muss gelingen,

sehr schnell zu sanieren, modernisieren und

neu zu bauen. Das wird nicht ausschließlich

mit mehr Geld zu schaffen sein, aber mit zu

wenig Geld – wie in den letzten Jahrzehnten

– schaffen wir gar nichts!

Die Bürgerinnen und Bürger erwarten zu

Recht, dass der Bund die große Summe an

geliehenem (Steuer-) Geld verantwortungs-

voll, gezielt und langfristig in die maroden

Verkehrswege und in die Transformation des

Systems investiert. Wenn es dabei nicht zu

Strohfeuern, Verschwendung oder Rück-

schritten kommen soll, dann sind Struktur -

reformen in der Finanzierungsarchitektur 

unausweichlich. Durch Fonds und Sonder-

vermögen muss die Mehrjährigkeit der Mit-

tel gewährleistet sein. Das Sondervermögen

muss zusätzlich zum regulären Kernhaushalt

eingesetzt werden. Gleichzeitig müssen Pla-

nungs- und Genehmigungsverfahren verkürzt,

Bürokratie abgebaut, infrastrukturrelevante

Verwaltungen digital und personell gestärkt

und nicht verkleinert werden. 

Liebe Bundesregierung: Bitte diese Chance

nutzen, um unsere Straßen, Brücken, Schleu-

sen und Schienen wieder leistungsfähig und

verlässlich zu machen!

Ihr
Frank Dreeke
DVF-Präsidiumsvorsitzender
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Mindestens 100 Milliarden Euro Finanzie -

rungs lücke bei den Verkehrswegen ergeben

aktuelle Berechnungen allein für die Jahre

2025 bis 2030. Hinzu kommen 65 Milliarden

Euro für Investitionen in den ÖPNV. „Jede Ver -

zögerung kostet weitere Milliarden durch den

Anstieg bei den Lohn-, Energie- und Baukos -

ten – allein in den letzten 10 Jahren um 65

Prozent“, legt der Geschäftsführer den mas-

siven Fehlbetrag und die Entwicklung bei der

deutschen Verkehrsinfrastruktur offen.

Und Eck weiter: „Es ist positiv, dass die Bun-

desregierung mit dem Errichtungsgesetz nun

zügig die Basis für den angekündigten Inves -

titionshochlauf legt. Für die Bau- und Mobili-

tätsbranche steht Planungs sicherheit über

die notwendigen Sanierungs- und Ausbau-

maßnahmen an erster Stelle. Die neue Bun-

desregierung zeigt damit, dass sie sich einen

engagierten Fahrplan setzt und diesen auch

halten will.“

Der vorgelegte Regierungsentwurf zum Bun-

deshaushalt 2025 deckt mit 30,5 Milliarden

Euro und damit 4,5 Milliarden Euro zusätzli-

chen Mitteln gegenüber 2024 einen Teil der

Investitionslücke ab. Er schafft die notwen-

dige Planungssicherheit über die nächsten

Jahre, jedoch nur für den Teil der Investitio-

nen, die aus dem Sondervermögen gespeist

werden. Hier besteht Nachbesserungsbedarf.

Wichtig ist, die Verkehrsinfrastrukturfinan-

zierung als Dreiklang zu sehen: Erst das Zu-

sammenführen der Investitionsmittel aus 

1.den Sondervermögen Infrastruktur sowie

dem Klimaschutz- und Transformations-

fonds (KTF), 

2. den Finanzierungskreisläufen und Finanz-

transaktionen und 

3. aus dem regulären Haushalt ergeben die

notwendige Gesamtsumme, die den zuvor

genannten enormen Bedarf speisen muss.

Im Errichtungsgesetz müssen dazu aus

Sicht der Wirtschaft noch wichtige An-

passungen vorgenommen werden:

� Verankerung der Über- und Mehrjährig-

keit, so wie es auch für das Bundeswehr-

Sondervermögen festgelegt ist.

� Sicherstellung der Zusätzlichkeit mit einer

ambitionierten Investitionsquote von 15

Prozent des Kernhaushaltes mit Blick auf

die Quoten der Bundeshaushaltspläne für

2024 und 2025.

� Keine Begrenzung auf die Aufgabenzu -

ständigkeit des Bundes, da dies Investitio-

nen im Bereich der Häfen und Flughäfen,

der Digitalisierung, der nichtbundeseige-

nen Schieneninfrastruktur oder der Rad-

verkehrsinfrastruktur blockieren könnte.

� Anschlussfähigkeit des Sondervermögens

zu Fonds und anderen Finanzierungsstruk-

turen. Dies sind u. a. der geplante Eisen-

bahninfrastrukturfonds, die Zuweisung 

an die Autobahn GmbH oder eine entspre-

chende Institution für die Wasserstraßen.

� Die Anschlussfinanzierung von Maßnah-

men muss geregelt werden, damit auch

über 2036 hinaus Planungssicherheit be-

steht und effizient gewirtschaftet werden

kann.
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Sondervermögen braucht Beschleunigungs gesetze 
und Finanzierungsreform

Der enorme Sanierungsstau bei der Verkehrsinfrastruktur ist unstrittig. Mit dem Errichtungsgesetz

für das Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität wurde nun der erste wichtige Schritt

hin zu mehr Planungssicherheit für die Verkehrsinfrastruktur angestoßen. DVF-Geschäftsführer 

Dr. Florian Eck zeigt, welche weiteren Schritte folgen müssen.



� Vereinfachung der Erfolgskontrolle durch

Zugriff auf vorhandene Wirtschaftlich-

keitsnachweise und Bewertungsverfahren

ebenso wie eine Ausrichtung an Volumen,

Komplexität und Steuerungsbedarf der

Projekte.

� Nutzung von Baukostenzuschüssen im

Bereich Schiene, um Trassenpreiserhö-

hungen zu vermeiden.

Finanzmittel rasch verbauen

Ebenso wichtig sind die Voraussetzungen 

für eine schnelle Mittelverwendung. Hierzu

ist unter anderem das im Koalitionsvertrag

angekündigte Infrastruktur-Zukunftsgesetz

erforderlich: Wie beim LNG-Gesetz geht es

um die Beschleunigung von Planung und

Vergabe. Auch müssen die im Koalitionsver-

trag angekündigten Vereinfachungen für

Genehmigungsverfahren eingeführt wer-

den und Stichtagsregelungen implemen-

tiert werden. Im Bau und Betrieb geht es

darum, die Innovationskraft der Wirtschaft

von der öffentlichen Hand nicht nur zu

ermög lichen, sondern auch abzurufen: Seri-

elles Bauen mit einer größtmöglichen Stan-

dardisierung, Ausschreibung von Maß-

nahmenbündeln (z.B. Brücken), stärkere

Digitalisierung und Automatisierung als be-

triebliches Zielbild, Spielräume für nachhalti-

ges Bauen und Betreiben. 

Die Mittelbeantragung und -bereitstellung

muss unbürokratisch und planbar gestaltet

werden, um Investitionen in der Industrie

sinnvoll synchronisieren zu können. Förder-

programme sollten frühzeitig angekündigt

und mit klaren Kriterien versehen sein, die

Einbindung der Industrie in die Ausgestal-

tung konkreter Förderlinien ist sicherzustellen.

Verwaltungskapazität steigern

Die Kapazitäten in der Verwaltung müssen

ausgebaut und die Nutzung partnerschaft -

licher Konzepte erhöht werden, um eine op-

timale Auslastung aller Beteiligten zu errei-

chen. Die Voraussetzungen für die verstärkte

Nutzung von öffentlich-privaten Partner -

schaf ten ÖPP sind zu schaffen, auch um

die an gestrebte Hebelung privaten Kapitals

zu erreichen. 

Eck sagt: „Verkehrsinfrastrukturinvestitionen

haben eine langfristige Wachstumswirkung

für die gesamte Volkswirtschaft. Über die

Laufzeit ergeben sich Effekte von minimal

2,5-fach bis zu 21-fach der eingesetzten In-

vestitionen. Umkehrschluss: entsprechend

fatal ist der Schrumpfungseffekt, wenn der

Kapitalstock abnimmt.“

Mehrjährigkeit der Finanzmittel 

ermög lichen und Verfahren beschleunigen

Nicht nur für die Verwaltung, sondern ge-

wissermaßen auch für die Politik geht es

jetzt darum, „multiprojektfähig“ zu werden

und Prozesse parallel anzugehen. Politisch

müssen die Finanzierungsgrundlagen und

die Reformen für eine planungssichere über-

und mehrjährige Bereitstellung auf den
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Weg gebracht werden. Zeitgleich müssen die 

dringend notwendigen Beschleunigungs-

gesetze für Ausschreibung und Vergabe,

Planung und Genehmigung sowie die Ver-

einfachung der Bauordnungen geschaffen

werden. „Beides muss mit der Freigabe des

Bundeshaushalts 2025 bereitstehen. Weite-

ren Handlungsbedarf sehe ich in der Aufstel-

lung der Infrastrukturpläne, die investive

Ziele, Verkehrsprojekte und die Finanzierung

vorgeben müssen. Daran muss sich dann

analog zu den Vorbildern Österreich oder

Schweiz die Bereitstellung und das Control-

ling der Finanzmittel orientieren“, so Eck.

Auch hier besteht Zeitdruck, damit die Re-

form gelingt.

„Verkehrsinfrastrukturinvestitionen haben eine langfristige Wachs-
tumswirkung für die gesamte Volkswirtschaft.“
Dr. Florian Eck, DVF-Geschäftsführer

Link zur DVF-Bewertung 
Kabinettsentwurf 
Bundeshaushalt

https://www.verkehrsforum.de/de/presse/pressemitteilungen/2025-06-25-wichtige-verkehrsbereiche-bleiben-ohne-planungssicherheit


Die Wasserstraße kann noch viel mehr!

Es ist der 8. Dezember 2024 um 13:19 Uhr, als ein Güter-

schiff mit Schrott als Ladung ungebremst das Schleusen-

tor der Moselschleuse Müden rammt. Ergebnis: Vollsperrung.

Acht Wochen lang ist der Fluss nicht mehr Richtung Rhein be-

fahrbar. Zwar gelingt die Instandsetzung rasch, doch hätte

die Sperrung vermieden werden können, wenn die seit Jahr-

zehnten geplante Erweiterung der Schleuse rechtzeitig um-

gesetzt worden wäre.

Die Wasserstraße ist nicht nur der energieeffizienteste Verkehrsträ-

ger und in Sachen Klimaschutz ganz vorne – sie ist leider auch ein

Stiefkind der Verkehrspolitik. Liegt es daran, dass unsere Flüsse und

Kanäle Güter transportieren und nicht Pendler oder Urlauber? Oder

daran, dass eine Wasserstraße nicht durch jeden Wahlkreis fließt?

Was auch immer der Grund ist, die Vernachlässigung hat schlimme

Folgen für ein äußerst leistungsfähiges System: 32 Prozent der Schleu -

sen und 28 Prozent der Wehre sind älter als 100 Jahre, bei einem

Viertel der Schleusenanlagen besteht sofortiger Handlungsbedarf.

Rund 20 Milliarden Euro Investitionen braucht die Wasserstraße bis

2030. Hinzu kommen rund 1,2 Milliarden Euro für Binnenhäfen. 

DVF-Geschäftsführerin Dr. Heike van Hoorn ist Mitglied des 

Sprecherkreises der Initiative System Wasserstraße (ISW) und fordert

anfänglich 2,5 Milliarden Euro jährlich für Erhalt, Ausbau und 

Modernisierung sowie eine Aufstockung des Hafenlastenausgleichs

von 38 Millionen Euro jährlich auf 500 Millionen Euro.

Die neue Bundesregierung hat den Wasserstraßen im Koalitions -

vertrag eine „auskömmliche zusätzliche Finanzierung mit Planungs -

sicherheit“ zugesagt. Doch der Kabinettsentwurf zum Bundeshaus-

halt vom 24. Juni 2025 bleibt mit Investitionsmitteln von 1,5 Milliarden

Euro bisher noch deutlich dahinter zurück, eine größere Unterstüt-

zung der Häfen ist nicht in Sicht.

Hier muss dringend nachgebessert werden, denn die Häfen 

und Wasserstraßen sind als Verkehrsträger unentbehrlich. Sie sind

leistungsfähig und werden zukünftig für wichtige neue Aufgaben

gebraucht, sei es als Energiehubs, als Verkehrsträger für schwere 

Lasten wie Windkraftanlagen, für CO2-Transporte oder schlicht um

Straße und Schiene

zu entlasten. Um

schnell zu einer Sa-

nierung und Moder-

nisierung zu kom-

men, muss für die

Wasserstraße ebenso

ein „überragendes öffentliches Interesse“ festgeschrieben werden

wie für Schiene und Straßenprojekte.

Die Wasserstraße braucht unsere Aufmerksamkeit. Sie hat sie

verdient, denn sie kann noch viel mehr. Was die Wasserstraße

jetzt braucht:

� Jährliche Investitionen in die Wasserstraße von anfänglich 2,5 

Milliarden Euro, ergänzend Inflationsausgleich, Berücksichtigung

von Kostensteigerungen sowie planbare Steigerung der Sanie-

rungsraten

� Neuausrichtung der Finanzierungsarchitektur auf Grundlage eines

Infrastrukturzustandsmonitorings und anhand eines finanziell

über- und mehrjährig ausgestatteten Infrastrukturentwicklungs-

plans

� Zusätzliche Mittel für Investitionsvorhaben die nicht in direktem

Zusammenhang mit der verkehrlichen Infrastruktur stehen

� Wiederbelebung des Wasserstraßen-Infrastrukturberichts (zuletzt

2016) für eine Prioritätenbewertung

� Aufnahme des „überragenden öffentlichen Interesses“ für wich-

tige Vorhaben in das Bundeswasserstraßenausbaugesetz

� Genehmigungsfreiheit für Ersatzneubauten auch bei geringer 

Kapazitätserweiterung 

� Verschlankung und Bündelung administrativer Prozesse innerhalb

der Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung (WSV), Reduzie-

rung von Verwaltungsvorschriften

� Attraktivierung der WSV als Arbeitgeber durch attraktivere Vergü-

tungsangebote, Durchlässigkeit der Laufbahnen und Rückverlage-

rung der Kompetenz für Stellennachbesetzungen in die Fläche der

Verwaltung

� Ausnahme von pauschalen Stellenstreichungen in der Bundesver-

waltung
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